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Vorwort zur 3. Auflage

Das Güterbeförderungsgesetz ist eine der grundlegenden Rechtsnormen im Rah-
men des Straßengütertransports. Es vereinbart aufgrund seiner inhaltlichen Charak-
teristik sowohl die nationale, die europäische als auch die internationale Ebene 
des Straßentransports. Aufgrund der Dynamik und Weiterentwicklung des Politik-
feldes „Straßengüterverkehr“ – sowohl auf politischer wie auch rechtlicher Ebene – 
unterliegt das Güterbeförderungsgesetz, wie jede Rechtsnorm, Novellierungen und 
Anpassungen, die sich aufgrund dieser geänderten Rahmenbedingungen ergeben. 

Der nun vorliegende Kommentar zum Güterbeförderungsgesetz bildet inhaltlich 
das aktuelle Güterbeförderungsgesetz (inkl. Novellen vom 22. Mai 2017 und 
14. August 2018) ab. Die Novelle vom Mai 2017 ermöglicht die Mitnahme von 
Begleitpapieren (§ 17) nun auch in elektronischer Form, erweitert die Zuständig-
keiten bei der Vollziehung um die Abgabenbehörden (§ 21) und schafft Sanktions-
möglichkeiten (§ 23) im Hinblick auf die ordnungsgemäße Vorlage von Kabotage-
dokumenten bzw. die Sanktionierung des Nicht-Mitführens solcher. 

Weiters neu in dieser 3. Auflage ist ab Seite 165 die Verordnung 2016/403 „be-
treffend Einstufung schwerwiegender Verstöße gegen die Unionsvorschriften“ 
samt Abbildung der darin enthaltenen Kategorisierungen (Schwere) der Verstöße. 
Diese neue Verordnung ist für die Güterbeförderungspraxis von weitreichender Be-
deutung.

Die Autoren haben auf Grundlage des bestehenden Güterbeförderungsgesetzes das 
nachfolgende Werk verfasst, und Anmerkungen und Erfahrungen im Zusammen-
hang mit der Auslegung dieses Gesetzes eingearbeitet. 

Wir hoffen, ein für Sie spannendes Nachschlagewerk geschaffen zu haben!

Wien, Juni 2019

Dr. Michael Stögerer
Dr. Peter Tropper
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A. Güterbeförderungsgesetz 1995

Hinweis zu Anmerkungen und Erläuternden 
Bemerkungen:

Anmerkungen:

Die Anmerkungen sind fachliche Erläuterungstexte der beiden Autoren. 

Erläuternde Bemerkungen:

Bei den im Buch auszugsweise zitierten EB handelt es sich um die „Erläuternden 
Bemerkungen“ zu den Regierungsvorlagen der Novellen zum Güterbeförderungs-
gesetz.

Es handelt sich hiermit um offizielle Erläuterungstexte des Bundesministeriums für 
Verkehr, Innovation und Technologie (BMVIT) bzw. im Rahmen der parlamenta-
rischen Materialien.
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A. Güterbeförderungsgesetz

Bundesgesetz über die gewerbsmäßige Beförderung  
von Gütern mit Kraftfahrzeugen  

(Güterbeförderungsgesetz 1995 – GütbefG)
BGBl. 593/1995, (Wiederverlautbarung) in der Fassung BGBl. I 17/1998, BGBl. 
I 106/2001, BGBl. I 32/2002, BGBl. I 23/2006 und BGBl. I 153/2006, BGBl. I 
50/2012, BGBl. I 32/2013, BGBl. I 96/2013, BGBl. I 62/2017, BGBl. I 37/2018, 
BGBl. I 61/2018

1. Allgemeines

ABSCHNITT I
Allgemeine Bestimmungen

Geltungsbereich
§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz gilt für 
1. die gewerbsmäßige Beförderung von Gütern mit Kraftfahrzeugen des Straßenver-
kehrs oder solchen mit Anhängern, bei denen die Summe der höchsten zulässigen 
Gesamtgewichte insgesamt 3 500 kg übersteigt, durch Beförderungsunternehmen, 
2. den Werkverkehr mit solchen Kraftfahrzeugen sowie 
3. die Arbeitszeit von selbstständigen Kraftfahrern bei der gewerbsmäßigen Beför-
derung von Gütern mit solchen Kraftfahrzeugen. 
Es gilt nicht für Fuhrwerksdienste, auf die die Gewerbeordnung 1994 (GewO 1994), 
BGBl. Nr. 194, gemäß ihrem § 2 Abs. 1 Z 2 nicht anzuwenden ist.
(2) Abweichend von Abs. 1 gelten jedoch die Bestimmungen der § 6 Abs. 1 bis 4, 
§ 7 Abs. 2, § 10, § 11 und die Bestimmungen der Abschnitte VI bis VIII auch für die 
gewerbsmäßige Beförderung von Gütern mit Kraftfahrzeugen des Straßenverkehrs 
oder solchen Kraftfahrzeugen mit Anhängern, bei denen die Summe der höchsten 
zulässigen Gesamtgewichte insgesamt 3 500 kg nicht übersteigt.
(3) Abweichend von Abs. 1 gelten jedoch die Bestimmungen der § 7 Abs. 2, § 10 
und die Bestimmungen der Abschnitte VI bis VIII auch für den Werkverkehr mit 
Kraftfahrzeugen des Straßenverkehrs oder solchen Kraftfahrzeugen mit Anhängern, 
bei denen die Summe der höchsten zulässigen Gesamtgewichte insgesamt 3 500 kg 
nicht übersteigt.
(4) Als Güter gemäß Abs. 1 gelten körperliche, bewegliche Sachen, auch dann, wenn 
sie keinen Verkehrswert haben.
(5) Soweit dieses Bundesgesetz nicht besondere Bestimmungen trifft, gilt für die 
gewerbsmäßige Beförderung von Gütern mit Kraftfahrzeugen die Gewerbeordnung 
1994 mit der Maßgabe, dass das Güterbeförderungsgewerbe als reglementiertes Ge-
werbe gilt, auf das § 95 Abs. 2 der GewO 1994 anzuwenden ist.
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Anmerkungen: 
1.	 Das GütbefG stellt eine „lex specialis“ im Rahmen des Straßentransports von 

Waren dar. Der Geltungsbereich ist dreigeteilt und regelt diesen (vgl. Absätze 1 
bis 3 des Gesetzes) im Hinblick auf die Beförderung mit

–	 Kraftfahrzeugen des Straßenverkehrs über 3.500 kg höchst zulässiges Ge-
samtgewicht,

–	 Kraftfahrzeugen des Straßenverkehrs bis 3.500 kg höchst zulässiges Ge-
samtgewicht,

–	 Kraftfahrzeugen des Straßenverkehrs im Werkverkehr über 3.500 kg höchst 
zulässiges Gesamtgewicht,

–	 Kraftfahrzeugen des Straßenverkehrs im Werkverkehr bis 3.500 kg höchst 
zulässiges Gesamtgewicht.

2.	 Außerdem stellt der Gesetzgeber klar, dass das GütbefG nur auf die Beförde-
rung von Gütern auf der Straße abstellt. Eine Güterbewertung wird nicht vor-
genommen. Der Wert des beförderten Gutes spielt keine Rolle.

3.	 Nach der Bestimmung des § 1 Abs. 1 GütbefG gilt das Güterbeförderungsge-
setz ausdrücklich auch für den Werkverkehr mit Fahrzeugen, deren höchstes 
zulässiges Gesamtgewicht insgesamt 3.500 kg übersteigt, sofern das Güterbe-
förderungsgesetz nicht ausdrücklich Ausnahmen davon vorsieht. 

	 Wesentlich ist aber, ob der Kraftwagenzug insgesamt das höchste zulässige 
Gesamtgewicht von 3.500 kg übersteigt und nicht bloß auf das Gewicht des 
Kraftfahrzeuges ohne Anhänger. (VwGH 24.5.2016, Ra 2016/03/0028)

4.	 Nunmehr wird § 1 Abs. 1 GütBefG um die Bestimmungen auf „die Arbeits-
zeit von selbstständigen Kraftfahrern“ erweitert. Diese nationale Ergänzung 
wurde aufgrund europarechtlicher Verpflichtungen (Umsetzung der Richtlinie 
2002/15/EG vom 11. März 2002) notwendig. Die Richtlinie 2002/15/EG ver-
steht unter dem Begriff des „selbstständigen Kraftfahrers“ folgendes:

	 „alle Personen, deren berufliche Tätigkeit hauptsächlich darin besteht, mit Ge-
meinschaftslizenz oder einer anderen berufsspezifischen Beförderungsermäch-
tigung gewerblich im Sinne des Gemeinschaftsrechts, Fahrgäste oder Waren im 
Straßenverkehr zu befördern, die befugt sind, auf eigene Rechnung zu arbeiten, 
und die nicht durch einen Arbeitsvertrag oder ein anderes arbeitsrechtliches 
Abhängigkeitsverhältnis an einen Arbeitgeber gebunden sind, die über den er-
forderlichen freien Gestaltungsspielraum für die Ausübung der betreffenden 
Tätigkeit verfügen, deren Einkünfte direkt von den erzielten Gewinnen abhän-
gen und die die Freiheit haben, als Einzelne oder durch eine Zusammenarbeit 
zwischen selbständigen Kraftfahrern Geschäftsbeziehungen zu mehreren Kun-
den zu unterhalten.“ (Artikel 3, lit. e)
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	 Der „selbstständige Kraftfahrer“ ist daher in diesem Sinne keine neue gewer-
berechtliche Komponente, sondern bildet den sog. „selbstfahrenden Unter-
nehmer“ ab. Es handelt sich hier um den Fall, dass der Transportunternehmer 
selbst einen LKW seines Unternehmens lenkt. Nicht zu verwechseln ist der 
„selbständige Kraftfahrer“ mit dem im österreichischen Rechtsbereich nicht 
anerkannten „selbständigen Fahrer“, der selbständig fremde LKWs gewerbs-
mäßig lenkt. Der selbstfahrende Unternehmer unterliegt schon jetzt dem Re-
gime der „Lenk- und Ruhezeiten“ gemäß EU-Verordnung 561/2006. Hierzu 
heißt es in den Erwägungsgründen der Richtlinie:

	 „(1) Durch die Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 des Rates vom 20. Dezember 
1985 (Anmerkung: jetzt EU-Verordnung 561/2006) über die Harmonisierung 
bestimmter Sozialvorschriften im Straßenverkehr wurden gemeinsame Regeln 
für die Lenk- und Ruhezeiten von Fahrern festgelegt. Andere Aspekte der Ar-
beitszeit im Straßenverkehr werden von der genannten Verordnung nicht er-
fasst.“

5.	 Mit den in Abs. 1 genannten „Fuhrwerksdiensten“ sind in erster Linie die 
Straßentransportdienstleistungen von Landwirten gemeint. Die GewO regelt 
im § 2 Abs. 1 Z 2:

	 „(1) Dieses Bundesgesetz ist – unbeschadet weiterer ausdrücklich angeord-
neter Ausnahmen durch besondere bundesgesetzliche Vorschriften – auf die in 
den nachfolgenden Bestimmungen angeführten Tätigkeiten nicht anzuwenden: 
[…]

	 2. Die Nebengewerbe der Land- und Forstwirtschaft (Abs. 4);

	 Dies sind:

	 „(4) Unter Nebengewerbe der Land- und Forstwirtschaft im Sinne dieses Bun-
desgesetzes (Abs. 1 Z 2) sind zu verstehen:

1.	 die Verarbeitung und Bearbeitung überwiegend des eigenen Naturproduktes 
unter der Voraussetzung, daß der Charakter des jeweiligen Betriebes als 
land- und forstwirtschaftlicher Betrieb gewahrt bleibt; die Be- und Verar-
beitung kann auch durch einen befugten Gewerbetreibenden im Lohnver-
fahren erfolgen; der Wert der allenfalls mitverarbeiteten Erzeugnisse muß 
gegenüber dem Wert des bearbeiteten oder verarbeiteten Naturproduktes 
untergeordnet sein;	

2.	 das Verarbeiten von Wein zu Sekt (Obstschaumwein), wenn dies durch ei-
nen gewerblich befugten Schaumweinerzeuger im Lohnverfahren erfolgt;	

3.	 der Abbau der eigenen Bodensubstanz;	

4.	 Dienstleistungen, ausgenommen Fuhrwerksdienste (Z 5 und 6), mit land- 
und forstwirtschaftlichen Betriebsmitteln, die im eigenen Betrieb verwen-
det werden, für andere land- und forstwirtschaftliche Betriebe in demselben 

1. Allgemeines
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oder einem angrenzenden Verwaltungsbezirk; mit Mähdreschern vorgenom-
mene Dienstleistungen nur für landwirtschaftliche Betriebe in demselben 
Verwaltungsbezirk oder in einer an diesen Verwaltungsbezirk angrenzenden 
Ortsgemeinde; Dienstleistungen	

a)	 zur Kulturpflege im ländlichen Raum (Mähen von Straßenrändern und -bö-
schungen sowie von öffentlichen Grünflächen, Pflege von Biotopen, Kultur-
pflege der Rasenflächen von Sportanlagen, Stutzen von Hecken im Zusam-
menhang mit den vorstehend angeführten Tätigkeiten, Abtransport des bei 
diesen Tätigkeiten anfallenden Mähgutes usw.),

b)	 zur Verwertung von organischen Abfällen (Sammeln und Kompostieren 
von fremden, kompostierbaren Abfällen mit den in der Land- und Forstwirt-
schaft üblichen Methoden),

c)	 für den Winterdienst (Schneeräumung, einschließlich Schneetransport und 
Streuen von Verkehrsflächen, die hauptsächlich der Erschließung land- und 
forstwirtschaftlich genutzter Grundflächen dienen);

5.	 Fuhrwerksdienste mit hauptsächlich im eigenen land- und forstwirtschaft-
lichen Betrieb verwendeten selbstfahrenden Arbeitsmaschinen, Zugmaschi-
nen, Motorkarren und Transportkarren, die ihrer Leistungsfähigkeit nach 
den Bedürfnissen des eigenen land- und forstwirtschaftlichen Betriebes ent-
sprechen, für andere land- und forstwirtschaftliche Betriebe in demselben 
Verwaltungsbezirk oder in einer an diesen Verwaltungsbezirk angrenzenden 
Ortsgemeinde zur Beförderung von land- und forstwirtschaftlichen Erzeug-
nissen, von Gütern zur Bewirtschaftung land- und forstwirtschaftlich ge-
nutzter Grundstücke oder von Gütern, die der Tierhaltung dienen, zwischen 
Wirtschaftshöfen und Betriebsgrundstücken oder zwischen diesen und der 
nächstgelegenen Abgabe-, Übernahme-, Verarbeitungs- oder Verladestelle;	

6.	 Fuhrwerksdienste mit anderen als Kraftfahrzeugen sowie das Vermieten und 
Einstellen von Reittieren; wird die landwirtschaftliche Einstellpferdehal-
tung gemäß Abs. 3 Z 4 als Urproduktion und nicht als Nebengewerbe aus-
geübt, ist lediglich das Einstellen von anderen Reittieren als Einstellpferden 
im Nebengewerbe möglich.	

7.	 das Vermieten von land- und forstwirtschaftlichen Betriebsmitteln, die im 
eigenen land- und forstwirtschaftlichen Betrieb verwendet werden, an an-
dere land- und forstwirtschaftliche Betriebe in demselben oder in einem an-
grenzenden Verwaltungsbezirk für andere als Beförderungszwecke;	

8.	 das Vermieten von land- und forstwirtschaftlichen Betriebsmitteln, die im 
eigenen land- und forstwirtschaftlichen Betrieb verwendet werden, an ande-
re land- und forstwirtschaftliche Betriebe in demselben Verwaltungsbezirk 
oder in einer an diesen Verwaltungsbezirk angrenzenden Ortsgemeinde für 
Beförderungszwecke im Umfang der Z 5,	
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9.	 der Betrieb von Anlagen zur Erzeugung und Lieferung von Wärme aus 
Biomasse mit einer Brennstoffwärmeleistung bis einschließlich vier MW 
durch natürliche Personen, Gesellschaften bürgerlichen Rechts oder land- 
und forstwirtschaftlichen Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften, wenn 
in dem betreffenden Gebiet im Zeitpunkt des Einlangens des Ansuchens 
gemäß §  353 bei der Behörde keine leitungsgebundenen Energieträger, 
ausgenommen elektrische Energie, vorhanden sind. Der Landeshauptmann 
kann für bestimmte örtlich begrenzte Gebiete, in denen leitungsgebundene 
Energieträger vorhanden sind, durch Verordnung festlegen, dass solche An-
lagen diesem Bundesgesetz nicht unterliegen, wenn dies im Interesse einer 
ökologisch sinnvollen Nutzung von Energie und im Interesse der Verbes-
serung der Energieversorgung der in dem betreffenden Gebiet ansässigen 
Bevölkerung liegt,	

10.	die Verabreichung und das Ausschenken selbsterzeugter Produkte sowie 
von ortsüblichen, in Flaschen abgefüllten Getränken im Rahmen der Alm-
bewirtschaftung.“	

6. 	 Hinsichtlich des Werkverkehrs gibt es fallweise Definitionsprobleme bezüg-
lich der Begriffe „gewerblich“ und „gewerbsmäßig“ (siehe auch Anmerkung zu 
§ 10). Gemäß der Bestimmung des § 1 GütbefG ist für die Anwendbarkeit des 
Güterbeförderungsgesetzes unter anderem die „gewerbsmäßige Beförderung 
von Gütern“ Voraussetzung.

	§ 1 Abs 4 des Güterbeförderungsgesetzes 1995 definiert Güter als körperliche, 
bewegliche Sachen. Anhaltspunkte dafür, diese Definition nicht auch dem Be-
griffsverständnis nach der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 zugrunde zu legen, 
bestehen nicht. Nachdem Pferde als Sache iSd § 285a ABGB zu gelten haben, 
gelten sie auch als Güter iSd Verordnung (EG) Nr. 561/2006. (Landesverwal-
tungsgericht Kärnten, KLVwG-2578/5/2014)

7.	 Unter dem Begriff der „Gewerbsmäßigkeit“ versteht die österreichische „Ge-
werbeordnung“ (§ 1 Abs. 2) Folgendes: „Eine Tätigkeit wird gewerbsmäßig 
ausgeübt, wenn sie selbständig, regelmäßig und in der Absicht betrieben wird, 
einen Ertrag oder sonstigen wirtschaftlichen Vorteil zu erzielen, gleichgültig 
für welche Zwecke dieser bestimmt ist; hiebei macht es keinen Unterschied, 
ob der durch die Tätigkeit beabsichtigte Ertrag oder sonstige wirtschaftliche 
Vorteil im Zusammenhang mit einer in den Anwendungsbereich dieses Bun-
desgesetzes fallenden Tätigkeit oder im Zusammenhang mit einer nicht diesem 
Bundesgesetz unterliegenden Tätigkeit erzielt werden soll.“ 

	 Es ist dabei gleichgültig für welche Zwecke dieser (Vorteil) bestimmt ist. 
Transportpapiere wie z.B. ein CMR Frachtbrief sind (zwar) Indiz für das Vor-
liegen einer gewerbsmäßigen Beförderung (VwGH 2003/03/0041, 2003/03), es 
kommt aber immer auf den Gesamteindruck an.

1. Allgemeines
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	 Auch ist im § 1 Abs. 5 explizit festgehalten, dass das Güterbeförderungsge-
werbe ein sog. „reglementiertes Gewerbe“ darstellt. Für die Ausübung eines 
reglementierten Gewerbes besagt der § 16 Abs. 1 und 2 der Gewerbeordnung: 

	 „Voraussetzung für die Ausübung von reglementierten Gewerben und von Teil-
gewerben ist ferner der Nachweis der Befähigung. […]“ und „(2) Unter Be-
fähigungsnachweis ist der Nachweis zu verstehen, dass der Einschreiter die 
fachlichen einschließlich der kaufmännischen Kenntnisse, Fähigkeiten und Er-
fahrungen besitzt, um die dem betreffenden Gewerbe eigentümlichen Tätigkei-
ten selbständig ausführen zu können.“

8.	 Jede (selbständige, gewerbsmäßige) Tätigkeit, die die gewerbsmäßige Beför-
derung von Gütern zum Gegenstand hat, unterliegt dem Güterbeförderungs-
gesetz. So hat der Verwaltungsgerichtshof bei der Anmeldung des gewerbsmä-
ßigen Lenkens z.B. als „Überstellungs-, Administrations- und Fahrtendienst“ 
auch als freies Gewerbe festgestellt, dass davon auch Fahrten mit Fahrzeugen 
mit Ladung erfasst sind. In diesen Fällen führt dann auch der Lenker – sofern 
die übrigen Voraussetzungen wie z.B. Überschreitung der Gewichtsgrenze von 
3,5t gegeben sind – eine gewerbsmäßige Beförderung aus und die Beförderung 
unterliegt daher (auch) dem Güterbeförderungsgesetz (VwGH 2002/04/0139). 

9.	 Ein eigenes Gewerbe des „selbständigen Fahrers“ kennt das österreichische 
Gewerberecht jedoch nicht. Fahrer, die selbst nicht Transportunternehmer sind, 
sind daher als Mitarbeiter des jeweiligen Transportunternehmers – somit un-
selbständig – tätig. Auf den (unselbständigen) Lenker ist jedoch das Güterbe-
förderungsgesetz – mit Ausnahme bestimmter Regelungen, die ausdrücklich 
den Lenker betreffen und verpflichten – nicht anzuwenden, da er selbst im 
Sinne des § 1 GütbefG keine „gewerbsmäßige Beförderung“ durchführt (vgl. 
VwGH 2003/03/0089) und auch die übrigen Umstände (Selbständigkeit und 
eigener wirtschaftlicher Vorteil) nicht vorliegen. 

	 Die Voraussetzungen für eine Gewerbeausübung im Rahmen des Güterbeför-
derungsgesetzes, wie beispielsweise das Vorliegen einer Anzahl von Kraft-
fahrzeugen, ist beim freien Gewerbe „selbständiger Berufskraftfahrer (ohne 
Beistellung eines Fahrzeuges und kann von jedem auf Rechnung beauftragt 
werden) nicht gegeben. Das beantragte Gewerbe kann als freies Gewerbe nicht 
zu Kenntnis genommen werden. Die im beantragten Gewerbewortlaut ange-
führten Tätigkeiten stellen Kerntätigkeiten dar, welche den reglementierten 
Verkehrsgewerben vorbehalten sind und setzen weiters Kenntnisse, Fähigkei-
ten und Erfahrungen voraus (zB Fahrerqualifizierungsnachweis, Grundausbil-
dung oder Bewegungsnachweis), sodass eine Anmeldung als freies Gewerbe 
gemäß § 31 Abs 1 GewO 1994 nicht möglich ist (Landesverwaltungsgericht 
Tirol, LVwG-2014/18/3509-2).

10.	Die im §1 Abs. 1 GütbefG verwendete Wortwahl „gewerbsmäßige Beförde-
rung von Gütern mit Kraftfahrzeugen“ stellt klar, dass das beförderte Gut 
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einerseits und das zur Beförderung dieses Gutes verwendete Kraftfahrzeug 
andererseits deutlich auseinandergehalten werden müssen, sodass das Trans-
portfahrzeug selbst nicht als befördertes Gut qualifiziert werden kann (VwGH 
2000/03/0066). Reine Überstellungsfahrten (also die Beförderung eines ge-
brauchten oder neuen Fahrzeuges ohne Ladung (!) von einem Ort zum anderen) 
stellen daher nach der zitierten Entscheidung keine Beförderung von Gütern 
dar und fallen somit auch nicht unter das Güterbeförderungsgesetz. 

11.	Anders wäre es bei Leerfahrten, die u.a. aber in Verbindung mit gewerbsmä-
ßigen Güterbeförderungen (VwGH 2000/03/0066) dem GütbefG unterliegen.

12.	Im Hinblick auf die Gewerbeordnungsnovelle 2017 (BGBl I 94/2017 vom 
12.07.2017) wurden die sog. Nebenrechte in der Gewerbeordnung präzisiert. 
Im § 32 (1a) heißt es seitdem: „(1a) Gewerbetreibenden steht auch das Erbrin-
gen von Leistungen anderer Gewerbe zu, wenn diese Leistungen die eigene 
Leistung wirtschaftlich sinnvoll ergänzen. Dabei dürfen die ergänzenden Leis-
tungen insgesamt bis zu 30 vH des im Wirtschaftsjahr vom Gewerbetreibenden 
erzielten Gesamtumsatzes nicht übersteigen. Innerhalb dieser Grenze dürfen 
auch ergänzende Leistungen reglementierter Gewerbe erbracht werden, wenn 
sie im Fall von Zielschuldverhältnissen bis zur Abnahme durch den Auftrag-
geber oder im Fall von Dauerschuldverhältnissen bis zur Kündigung der er-
gänzten eigenen Leistungen beauftragt werden und sie außerdem bis zu 15 vH 
der gesamten Leistung ausmachen.

13.	Bezüglich der Möglichkeit im Rahmen der Nebenrechte (§ 32 GewO 1994 - § 
1 Abs. 2 iVm § 6 Abs. 1 bis 4 GütbefG) ein “Kleintransportgewerbe” (gewerbs-
mäßige Beförderung von Gütern mit Kraftfahrzeugen des Straßenverkehrs oder 
solchen Kraftfahrzeugen mit Anhängern, bei denen die Summe der höchsten 
zulässigen Gesamtgewichte insgesamt 3 500 kg nicht übersteigt) auszüben hält 
das BMVIT fest: “[…] Werden im Rahmen des § 32 GewO 1994 Güterbeförde-
rungen mit Kraftfahrzeugen des Straßenverkehrs oder solchen Kraftfahrzeugen 
mit Anhängern, bei denen die Summe der höchsten zulässigen Gesamtgewichte 
insgesamt 3500 kg nicht übersteigt, durchgeführt, handelt es sich aus Sicht des 
bmvit nicht um die Ausübung des „Kleintransportgewerbes“, für das die in § 1 
Abs. 2 Güterbeförderungsgesetz 1995 (GütbefG) angeführten Bestimmungen 
heranzuziehen wären. Daraus folgt, dass für Gütertransporte im Rahmen des 
Nebenrechts weder eine eigene Gewerbeberechtigung erforderlich, noch § 6 
Abs. 1 bis 4 leg. cit. auf solche Transporte anzuwenden ist. […]” (GZ. BMVIT-
167.530/0019-IV/ST2/2017)

14.	Dieser Rechtsansicht widersprechen die Autoren übereinstimmend und begrün-
den dies inhaltlich wie folgt:

–	 Für die Ausübung des Kleintransportgewerbes (gewerbsmäßige Beförde-
rung von Gütern mit Kraftfahrzeugen des Straßenverkehrs oder solchen 
Kraftfahrzeugen mit Anhängern, bei denen die Summe der höchsten zuläs-

1. Allgemeines
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sigen Gesamtgewichte insgesamt 3 500 kg nicht übersteigt) gelten gemäß § 1 
Abs 2 GütbefG wichtige Bestimmungen des GütbefG, wie die Eintragungs-
pflicht im Zulassungsschein sowie die Mitführungspflicht des beglaubigten 
Auszuges aus dem Gewerberegister und der erforderlichen Dokumente bei 
Verwendung eines Mietfahrzeuges (§ 6 Abs 1- Abs 4 GütbefG), die Be-
stimmungen über die Kabotage (§ 7 Abs 2 GütbefG), die Bestimmungen 
über den Werkverkehr (§§ 10 und 11 GütbefG), die Bestimmungen über 
Behörden (VI. Abschnitt), die Strafbestimmungen (VII. Abschnitt) und die 
Bestimmungen über das Verkehrsunternehmensregister (VIII. Abschnitt).

–	 Das GütbefG stellt eine Spezialnorm gegenüber der GewO 1994 dar und 
geht daher der GewO vor. Dies begründet sich auch darin, dass wesentliche 
und zentrale Inhalte von EU-Recht abgeleitet bzw. übernommen sind. 

–	 Folgt man der Argumentation, dass ausschließlich die Regelung des § 32 
Abs 1a GewO 1994 zum Tragen kommen und demnach jeder Gewerbetrei-
bende innerhalb der in dieser Bestimmung gesetzten Grenzen das Klein-
transportgewerbegewerbe ausüben kann, würde für Inhaber der Gewerbe-
rechtigung für das Kleintransportgewerbe ein massiver Wettbewerbsnachteil 
entstehen. Andere Gewerbetreibende, die das Gewerbe des Kleintransport-
unternehmens im Rahmen des Nebengewerbes ausüben, wären an das Güt-
befG nicht gebunden und demnach auch keinen im GütbefG vorgesehenen 
Sanktionen unterworfen. Kleintransportunternehmer haben sich jedoch an 
die für sie geltenden strengen Bestimmungen des GütbefG zu halten, an-
dernfalls sie die im GütbefG geregelten strengen und empfindlichen Straf-
sanktionen treffen. Die im VIII. Abschnitt des GütbefG vorgesehenen Ein-
tragungen im Verkehrsunternehmensregister würden für Gewerbetreibende, 
die das Kleintransportgewerbe nur im Rahmen des Nebenrechtes gemäß § 
32 GewO 1994 betreiben, ebenfalls entfallen.

–	 Der Vollständigkeit halber sei darauf verwiesen, dass Inhaber einer Güter-
beförderungskonzession das Kleintransportgewerbe auch nur dann ausüben 
dürfen, wenn sie auch über eine solche Gewerbeberechtigung verfügen. 
Auch aus diesem Grund ist die Rechtsansicht, dass jeder Gewerbetreibende 
innerhalb der Grenzen des § 32 Abs 1a GütbefG das Gewerbe des Klein-
transportunternehmens ausüben kann, gleichheitswidrig.

–	 Unabhängig von der klaren Regelung des GütbefG kann das Kleintransport-
gewerbe nicht als Nebenrecht gemäß § 32 GewO ausgeübt werden:

–	 Gemäß § 32 Abs. 1a 1994 GewO 1994 steht dem Gewerbetreibenden 
das Recht zu, Leistungen anderer Gewerbe zu erbringen, die die eigene 
Leistung wirtschaftlich sinnvoll ergänzen.

–	 Gemäß § 32 Abs. 2 GewO 1994 muss bei der Ausübung der Rechte ge-
mäß Abs. 1 der wirtschaftliche Schwerpunkt und die Eigenart des Be-
triebes erhalten bleiben.
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–	 § 32 Abs 1a GewO 1994, stellt lediglich eine Klarstellung / Ergänzung der 
bisherigen Bestimmung des § 32 Abs 1 Z 1 GewO 1994 dar. Sie ändert 
nichts an dem vom VwGH entwickelten Grundsätzen, dass Leistungen an-
derer Gewerbe in geringem Umfang im Rahmen eines Vertragsverhältnisses 
erbracht werden können, das auf die Erbringung einer Gesamtleistung ab-
zielt, die die Eigenleistung und die ergänzende Leistung umfasst (VwGH 
2010/04/0018). Ein Gewerbetreibender darf Leistungen anderer Gewerbe in 
bestimmten prozentuell festgelegten Grenzen erbringen, wenn diese Leis-
tungen die eigene Leistung wirtschaftlich sinnvoll ergänzen. Dadurch wird 
die bisherige Maßgabe des „geringen Umfanges“ durch konkrete Prozent-
grenzen ersetzt.

–	 „Wirtschaftlich sinnvoll ergänzen“ kann daher nur in dem Sinn verstanden 
werden, dass die Erbringung der Leistung im Rahmen des Nebengewerbes 
im Umfang eines bestehenden Vertragsverhältnisses zu erfolgen hat, das 
auf die Erbringung einer Gesamtleistung abzielt, die die eigene Leistung 
und ergänzende Leistung erfasst. Dies ergibt sich schon aus dem Wortlaut 
des § 32 Abs 1a GewO 1994, der von einer wirtschaftlichen sinnvollen Er-
gänzung der eigenen Leistung ausgeht. Der Bezug auf die eigene Leistung 
kann aber nur das konkrete Vertragsverhältnis betreffen und nicht das Un-
ternehmen als solches.

–	 Das bedeutet aber nichts anderes, dass Nebenleistungen ausschließlich im 
Zusammenhang mit der Erbringung der vertraglich vereinbarten (beauftrag-
ten) Gesamtleistung erbracht werden können. Somit kann das Gewerbe des 
Kleintransportunternehmens nur dann ausgeübt werden, wenn die entspre-
chenden Berechtigungen vorliegen, was dazu führt, dass dann auch die im 
GütbefG geregelten Verpflichtungen einzuhalten sind. Als Beispiel sei hier 
ein Tischler erwähnt, der im Rahmen eines Gesamtauftrages zur Herstel-
lung einer Küche einen im Auftrag beinhalteten Kühlschrank mittranspor-
tiert. Gehört der Kühlschrank nicht zum Gesamtauftrag, wäre der Transport 
des Kühlschranks nicht von der Bestimmung des Nebengewerbes gem § 32 
GewO 1994 umfasst und könnte nur mit einer entsprechenden Gewerbebe-
rechtigung durchgeführt werden. 

–	 Es ist zwar richtig, dass für die Ausübung eines Nebengewerbes iSd § 32 
GewO 1994 keine eigene Gewerbeberechtigung notwendig ist. Liegt aber 
die Ausübung eines Nebengewerbes nicht vor, da zB die Leistung nicht im 
Rahmen eines Vertragsverhältnisses erbracht wird, das auf die Erbringung 
einer Gesamtleistung abzielt, muss der Unternehmer über die entsprechende 
Gewerbeberechtigung verfügen. 

–	 Aus Sicht der Autoren sind die Bestimmungen des Güterbeförderungsge-
setzes daher klar so auszulegen, dass sowohl konzessionierte Güterbeförde-
rer, wie auch Kleintransporteure, über eine entsprechende eigene Gewer-

1. Allgemeines
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beberechtigung verfügen müssen, da ansonsten die gesetzlichen Bestim-
mungen und vormals zitieren Anforderungen für die jeweiligen Gewerbebe-
reiche nicht erfüllt werden können. 

–	 Andernfalls würden die strengen Bestimmungen des Güterbeförderungsge-
setzes betreffend konzessionierten Transportunternehmern und Kleintrans-
portunternehmer, an die sich diese halten müssen, ausgehebelt werden und 
die gesetzlichen Regelungen, sowohl europäischer als auch nationaler Na-
tur, mittels „Nebenrecht-Beipass“ ad absurdum geführt werden. 

15.	Das GütbefG (und das GelverkG) enthält keine gebührenrechtliche Normen, 
daher verweist das BMVIT auf den neu geschaffenen § 333a der GewO 1994. 
Dieser besagt: „Schriften und Zeugnisse, die auf Grundlage dieses Bundesge-
setzes erstellt und ausgestellt werden, sowie Eingaben, die auf das Erstellen 
und das Ausstellen von Schriften auf Grundlage dieses Bundesgesetzes gerich-
tet sind, sind von den Stempelgebühren und Verwaltungsabgaben des Bundes 
befreit.“ Daher meint das BMVIT: „Das bedeutet, dass alle Verfahren betref-
fend Gewerbe/Konzessionen iSd. des GütbefG und des GelverkG wie z.B. 
Konzessionsansuchen, Befreiungen bei Vorliegen der Gegenseitigkeit gemäß § 
5 Abs. 8 GütbefG und und § 6 Abs. 2 GelverkG, Ausstellung von EU-Gemein-
schaftslizenzen und beglaubige Abschriften aus dem Gewerbeinformationssy-
stem Austria (GISA) nach Ansicht des bmvit von den Stempelgebühren und 
Verwaltungsabgaben des Bundes befreit sind.“ (GZ. BMVIT-167.530/0014-IV/
ST2/2017)

Erläuternde Bemerkungen: 

(§ 1): 

Die bisherigen Bestimmungen haben bei den Kleintransporteuren zu Auslegungsschwie-
rigkeiten geführt. Daher wird klargestellt, dass nur einzelne Bestimmungen für Kleintrans-
porteure gelten sollen. Weiters wird eine Anpassung der Rechtsausdrücke und Zitate an 
die nunmehr geltende GewO durchgeführt.




